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gibt’s bestimmt für einige – vielleicht sogar
für etliche. Für diejenigen, die schon länger
dabei sind, gibt’s wenigstens einigermaßen
sichere Arbeitsplätze. Ist heute ja auch schon
was wert. 

Die Arbeitsverdichtung hat zugenommen.
Und das, was an Personalkosten durch
Ausgliederung eingespart wurde, geht
 wieder drauf, weil Arbeitszusammenhänge 
auseinandergerissen wurden. Nun muss 
viel  telefoniert, reklamiert und immer wieder
nachgefragt und nachgebessert werden.
Aber das bildet sich im Personalkosten -
haushalt nicht ab.

Befristungen breiten sich mehr und mehr
aus, werden immer kürzer. Viele Tätigkeits -
merkmale und Eingruppierungen stimmen
nicht mehr. Vergütungs- und Entgeltordnung
könnten hier Abhilfe schaffen – aber 
diese neu zu regeln, gestaltet sich in den
Verhandlungen mit den Arbeitgebern des
öffentlichen Dienstes zäh, sehr zäh. 

Aufstiegschancen? Lebensplanung? Hier
rutschen bei Befragungen von Beschäftigten
an Hochschulen die Werte fast in den
Bereich von eindeutig „schlechter Arbeit“.
Gleichzeitig wird die Sinnhaftigkeit und
Wertschätzung der Arbeit deutlich höher
 veranschlagt als in vielen anderen Branchen.
Viel Motivation wird also daraus geschöpft,
in einem gesellschaftlich wichtigen und
 anerkannten Feld zu arbeiten.

Aber kann das auf die Dauer die
 negativen Aspekte wettmachen?

Wir glauben: Angesichts des hohen
Bedarfs an qualifizierten Fachkräften in allen
Arbeitsbereichen von Hochschulen und
Forschungseinrichtungen besteht die reale
Gefahr, dass der Bereich Wissenschaft
zukünftig ins Hintertreffen gerät.

Was kann helfen?
Mehr Geld für Lehre und Forschung!
Mehr wissenschaftsspezifische tarifliche
Regelungen! b

Petra
Gerstenkorn
Mitglied des ver.di-
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W Kleine Entwicklungs-
geschichte

Am 1. September 1971
 führte die damalige SPD/FDP-
Regierung das BAföG für bedürf-
tige SchülerInnen und Studieren -
de ein. Es löste das Honnefer
Modell ab, bei dem neben der
Bedürftigkeit auch überdurch-
schnittliche Studienleistungen
Voraussetzung waren. 

Das BAföG zielt auf einen
breiteren Kreis von Empfangs -
berechtigten und stellt einen ein-
klagbaren Rechtsanspruch dar.
Die Leistungskomponente spielt
keine Rolle, wobei ein ordent -
licher und erfolgreicher Studien -
verlauf als Grundlage für die
Weiterförderung nachzuweisen
ist. 

Das BAföG wurde mehrfach
novelliert. So wurde seit 1974
schrittweise ein immer höherer
Darlehnsanteil eingeführt und
1983 schließlich auf Volldarlehn
umgestellt. Zu dem Zeitpunkt
wurde auch die SchülerInnen -
förderung zunächst weitest -
gehend aufgegeben. Seit 1990
wird die Förderung nun zur
Hälfte als Darlehn und zur ande-
ren Hälfte als Zuschuss vergeben.

Unter anderem wegen der
geänderten Förderbedingungen
sank die Quote der Geförderten
von anfänglich fast der Hälfte
aller Studierenden auf etwa ein
Fünftel im Jahre 1990. In zwi schen
liegt die Quote bei 17 Prozent,
wenn man Zweitstudie rende,
Über-30-Jährige, Fachrich tungs -
wechslerInnen und andere
„Nicht-Förderfähige“ einbe -
rechnet. 

Ursprünglich richtete sich 
die Förderungshöhe am vom
Studentenwerk errechneten
Bedarf aus, doch bald hinkten
Bedarfssätze und Freibeträge 
der Einkommensentwicklung
 hinterher. Nach der aktuellen
Erhöhung beträgt der Höchstsatz
jetzt 670 Euro, den etwa die
Hälfte der BAföG-BezieherInnen
bekommt. b

Michael Bayer

Z E I T R E I S E

Das BAföG wird 40. Und die Studenten -
werke, die diese wichtigste Finanzquelle
für weniger betuchte Studierende verwal-
ten, feiern ihr 90-jähriges Jubiläum. Anlass
für uns, eine aktuelle Bilanz zu ziehen.

VON UWE MEYERINGH

BAföG steht für Bundesausbildungsförde rungs -
gesetz. Eingeführt wurde es 1971 unter

Bundes kanzler Willy Brandt mit dem erklärten
Ziel, die Hochschulen für alle gesellschaftlichen
Schichten zu öffnen. „Der soziale Rechtsstaat, der
soziale Unterschiede durch eine differenzierte
Sozialordnung auszugleichen hat, ist verpflichtet,
durch Gewährung individueller Ausbildungs -
förderung auf eine berufliche Chancengleichheit
hinzuwirken,“ heißt es in der Gesetzes begrün -
dung. Zugleich ging es darum, „Bildungsreserven
aus Familien mit niedrigen und mittleren Ein -
kommen zu aktivieren.“ Das Stichwort auch
damals: Fachkräftemangel.

44,6 Prozent aller Studierenden erhielt in den
ersten Jahren BAföG als Vollzuschuss. Die Zeiten
haben sich radikal geändert: Inzwischen sind
weniger als ein Fünftel aller Studierenden an -
trags berechtigt und die Hälfte des BAföG muss
später zinslos zurückgezahlt werden. 

Rückwirkend ab Oktober wurde der Förder -
höchstbetrag um zwei Prozent auf maximal 670
Euro angehoben. Im Schnitt erhalten die BAföG-
EmpfängerInnen 13 Euro mehr – die gestiegenen
Lebenshaltungskosten, vor allem bei den Mieten,
werden damit nicht aufgefangen. Immerhin
 wurden auch die Freibeträge für das Eltern ein -
kommen raufgesetzt, so dass jetzt weitere 50.000
Studierende Unterstützung erhalten können. Neu
ist auch die Erhöhung der BAföG-Altersgrenze bei
Masterstudierenden von 30 auf 35 Jahre.

Zwischen dem Bund und den Ländern war
lange strittig, wer die Mehrkosten finanzieren
sollte. Vereinbart wurde jetzt ein Schlüssel von 65
Prozent, die der Bund trägt, und 35 Prozent, die
die Länder übernehmen. 

Statt das BAföG deutlich auszubauen, forcie-
ren CDU und FDP lieber die Begabtenförderung.
Das vor ein paar Monaten verabschiedete
„Nationale Stipendienprogramm“ gewährt den

zehn Prozent Leistungsbesten 300 Euro monat-
lich – unabhängig, wie viel ihre Eltern verdienen
oder ob sie BAföG beziehen. Dafür entstehen
Kosten von rund 360 Millionen Euro. Die Hälfte
davon finanziert der Bund, die andere Hälfte soll
durch die örtliche Wirtschaft, Stiftungen und
Privatleute aufgebracht werden. Die Hochschulen
haben die Aufgabe, die nichtstaatlichen Gelder
einzuwerben und über die Stipendienvergabe zu
entscheiden. 

ver.di lehnt das Stipendienmodell ab: Es
berücksichtigt keine sozialen Kriterien, bindet
Ressourcen der Hochschulen für Werbung und
Verwaltung und kostet öffentliches Geld, das bes-
ser in das BAföG geflossen wäre. Darüber hinaus
ist unklar, ob sich die Wirtschaft überhaupt
 nennenswert beteiligt. Ein Vorläuferprogramm in
Nordrhein-Westfalen blieb jedenfalls deutlich hin-
ter den Erwartungen zurück.

Ein Blick in die Sozialerhebung des Deutschen
Studentenwerks zeigt, dass das 1971 formulierte
Ziel des BAföG-Gesetzes keineswegs erreicht ist –
im Gegenteil: Angehörige aus einkommens-
schwachen und bildungsfernen Familien stehen
auf dem Weg zur Hochschulausbildung und auch
währenddessen vor hohen Hürden. Deshalb wei-
chen viele Studienberechtigte auf betriebliche
Ausbildungen aus. Inzwischen entscheiden sich
immer mehr AbiturientInnen für eine Ausbildung
in Handwerksberufen. Mehr als die Hälfte der -
jenigen, die 2010 einen Ausbildungsvertrag als
HörgeräteakustikerIn, FotografIn oder Gold -
schmiedIn unterschrieben, verfügen über die
Allgemeine Hochschulreife. Die soziale Selektion
an den Hochschulen wirkt sich somit auch in
Form schlechterer Ausbildungschancen für Schul -
abgängerInnen ohne Abitur aus.

So fällt die Jubiläumsbilanz ambivalent aus.
Der Weg, den Professoren und Studierende kurz
nach dem ersten Weltkrieg einschlugen, indem
sie Studentenwerke gründeten, ist lang: Damals
ging es darum, Studierenden zu helfen, deren
Eltern alles verloren hatten. Das 1971 eingeführ-
te BAföG stand in dieser Tradition des sozialen
Ausgleichs, und für die Studentenwerke steht
dieser Aspekt nach wie vor hoch im Kurs. In der
realen Politik hat Chancengleichheit dagegen
keine Priorität. b

Der kurvenreiche Weg
des BAföG 
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VON MICHAEL BAYER

In absoluten Zahlen hat sich die Anzahl der
StudienanfängerInnen Ende der 60er, Anfang

der 70er Jahre des vorigen Jahrhunderts verdrei-
facht. Neben dem Ausbau der Hochschulen hatte
die Einführung des BAföG daran sicher einen gro-
ßen Anteil. Bei intensiverem Studium der Zahlen
zeigt sich allerdings, dass alle Bevölkerungs -
schichten von der Bildungsexpansion profitiert
haben. Anders gesagt: Die sozialen Unterschiede
blieben erhalten – Menschen aus einkommens-
schwachen Haushalten waren weiterhin unterre-
präsentiert. Zwar haben sich die Studierchancen
durchs BAföG verbessert – doch die Selektions-
und Sozialisationsprozesse des Bildungssystems
werden dadurch nicht überwunden.

Das Ministerium definiert die Rolle des BAföG
heute so: „Allen jungen Menschen die Mög -
lichkeit zu geben, unabhängig von ihrer sozialen
und wirtschaftlichen Situation eine Ausbildung zu
absolvieren, die ihren Fähigkeiten und Interessen
entspricht.“ Dass das nicht ganz klappt, gestehen
die Verantwortlichen indirekt schon dadurch ein,
dass inzwischen ein Zuverdienst von 400 Euro
erlaubt ist, ohne dass das auf die Förderung ange-
rechnet wird. Tatsächlich jobbt heute die Mehr -
zahl der Studierenden nebenher, wobei sich
Ausmaß und Motivation je nach Herkunftsgruppe
deutlich unterscheiden.

Die Frage, ob das BAföG zeitgemäß ist, ist so
alt wie das BAföG selbst. Sinnvoller erscheint es

herauszufinden, wie effizient es den deklarierten
Zweck erreicht. Hier lässt sich klar feststellen: Das
BAföG hält seine Versprechen nicht. Denn es
macht eben nicht unabhängig von der sozialen
Situ  ation, sondern wird abhängig davon vergeben.

„Nicht zeitgemäß“ muss das Urteil lauten,
wenn man das BAföG im Verhältnis zum prokla-
mierten Ideal des lebenslangen Lernens betrachtet
– mit Auszeiten, in dem sich ein Mensch ganz sei-
ner Weiterbildung widmet. Zum einen gibt es
beim BAföG Altersgrenzen, die Freibeträge und
Sätze sind zu niedrig, es ist familienabhängig,
muss teilweise zurückgezahlt werden, ist zeitlich
begrenzt und diskriminiert systematisch bestimm-
te Gruppen wie Ausländer, Zweitstudierende und
Fachrichtungswechsler. Außerdem ist es eine
Leistung, die Studierenden vorbehalten ist. Jene,
die es aufgrund ihrer Herkunft gar nicht bis an die
Hochschule schaffen, müssen ihre Weiter bildun -
gen selbst finanzieren, wenn das nicht Arbeit -
geber oder Arbeitsagentur übernehmen. 

Soll also Ernst gemacht werden mit Bildung 
als individuellem und gesellschaftlichem Wert und
damit mit Inklusion und sozialem Fortschritt, dann
braucht es etwas anderes als das BAföG. Eine
soziokulturelle Grundsicherung für alle und damit
auch für jeden, der sich bildet, käme dem schon
recht nahe. Doch wäre das im globalen, markt -
radikalen Kapitalismus „zeitgmäß“? Oder ist das
Aus druck veralteter Utopien? Oder ist es im
Gegen  teil der Zeit voraus? Wir sollten es auspro-
bieren! b

Das BAföG entstand aus
zwei Motivationen heraus:
Zum einen sollte es helfen,

die Bildungsreserven in den
einkommensschwächeren

Bevölkerungsschichten 
zu heben – also der

Volkswirtschaft nützen.
Zugleich gab es aber auch

einen starken Impuls durch
die Demokratiebewegung
Ende der 1960er Jahre, die

Chancengleichheit im
Bildungswesen zu erhöhen.

Ob das BAföG somit Teil
einer Befriedungstrategie
war, einer protestantisch-
radikalen Bildungsmarkt -

ideologie huldigte oder
dem sozial-liberalen,

 bürgerlichen Menschenbild
entsprang, ist nicht klar

zu entscheiden. Für seine
heutige Bewertung ist das

auch zweitrangig. Zu
 fragen ist vielmehr, ob das

BAföG die persönliche
Freiheit und gesellschaft -

liche Teilhabe von
Studierwilligen verbessert

hat und insbesondere
benachteiligten sozialen

Gruppen den Zugang zur
Hochschule eröffnet. 

Große Versprechen
nicht gehalten

Das Elternhaus entscheidet, 

wer später vorneweg fahren wird
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Aus dem Leben
einer BAföG-Empfängerin
Hertha Z., Medizin-Studentin im 5. Semester, verabredet
sich gerne mit Ihrem besten Freund Werner A., der 
ein Abend gymnasium besucht. Meist läuft es auf einen 
DVD-Abend hinaus, weil sich beide durch BAföG
 finanzieren und entsprechend knapp bei Kasse sind. 
Heute besucht Werner seine Freundin – und die ist gar
nicht gut drauf.

VON PATRICK SAHM

„Ach Werner, es ist erst der 20. und ich habe nur noch 40
Euro für diesen Monat,“ sagt Hertha mit leiser Stimme.

Dann zeigt sie ihm ihren neuen BAföG-Bescheid. Demnach
bekommt sie künftig nur noch 500 statt 647 Euro. „Mein Bruder
ist mit der Ausbildung fertig, und meine Eltern verdienen an -
geblich zu viel.“ Hertha ist verzweifelt: Wie soll sie die Lücke
schließen? Einen Job annehmen kann sie nicht; das Studium ist so
dicht gepackt, dass ihr schlicht die Zeit dafür fehlt. „Was sagt
denn das BAföG-Amt, Hertha?“ will Werner wissen. „Die haben
gemeint, ich soll einen Vorausleistungsantrag stellen. Dann geben
sie mir das Geld und klagen es bei meinen Eltern ein. Der
Sachbearbeiter hat mir erklärt, dass ich einen Anspruch auf die
147 Euro von meinen Eltern habe. Aber ich möchte meine Eltern
einfach nicht verklagen. Und außerdem weiß ich doch, dass die
mir das Geld tatsächlich nicht zahlen könnten – die haben doch
hohe Schulden. Aber das interessiert ja keinen!“

Nach einer kurzen Pause fährt Hertha fort: „Meine Mama
steckt mir schon ab und zu mal was an Taschengeld zu, aber es
reicht einfach hinten und vorne nicht. Überleg mal – mein
Wohnheimplatz kostet 190 Euro, dazu noch Kranken versicherung
von über 60 Euro, Telefon, Strom, Internet, Handy noch mal 30
Euro. Für die Verpflegung brauche ich, wenn ich mich einschrän-
ke und auch ab und zu mal zum Essen zu meinen Eltern oder zur
Oma gehe, noch mal rund 200 Euro. Macht zusammen 480 Euro
im Monat. Wie soll ich von 20 Euro Büromaterial, Bücher und
Freizeit finanzieren? Und gerade die Medizinbücher sind so teuer.
Ausleihen geht zwar auch, aber man darf sie ja nicht behalten
und auch keine Randnotizen machen. Deshalb muss es ein eige-
nes Buch sein. Von Kino oder Disco red ich ja schon gar nicht, da
war ich schon eine Ewigkeit nicht mehr.“

„Und wenn Du Dir für die Semesterferien wieder einen Job
suchst?“ schlägt Werner vor. „Mach ich ja. Im Sommer war ich ja
auch in der Eisfabrik und hab da 1.500 Euro verdient. Das hab ich
aber auch gebraucht, weil das BAföG monatelang nicht kam:
Meine Profs haben ewig zum Korrigieren gebraucht. Ich musste
drei Monate ohne Geld auskommen, ohne dass ich was dazu
konnte.“ Werner nickt. „Hertha, ich versteh Dich sehr gut, ich
muss auch dauernd rechnen. Meine Eltern sind ja beide tot, aber

mit 27 kriegt man keine Waisenrente mehr. Zum Glück hab ich
den Job vormittags im Copyshop, da verdien ich 400 Euro.
Zusammen mit dem BAföG komm ich auf 1.000 Euro. Das hört
sich erst mal viel an, aber pass mal auf: Ich krieg keinen
Wohnheimplatz, weil ich dafür zu alt bin. Für meine kleine
Wohnung zahl ich 380 Euro warm. Strom, Internet und Telefon
kommen obendrauf – sind zusammen 450 Euro. Das Auto frisst
monatlich 100 Euro mit Versicherung und Sprit, aber abschaffen
geht nicht: Ich komm sonst ja nicht zur Schule. Eine Mensa gibt’s
bei uns auch nicht, deshalb muss ich mindestens 300 Euro für
Lebensmittel ausgeben. Bleiben 150 Euro übrig. Das ist nicht viel,
aber wir bekommen immerhin die Bücher von der Schule gestellt.
Wenn ich höre, wie es bei Dir aussieht, ist es bei mir ja fast noch
üppig.“

„Naja, unter einem reichen Mann stell ich mir schon was an -
deres vor,“ kichert Hertha. Doch dann wird sie wieder ernst.
„Immerhin musst Du Deine Förderung als Schüler nicht zurück-
zahlen, während ich die Hälfte meines Studenten-BAföGs irgend-
wann abstottern muss. Das macht mir echt Sorgen. Überleg 
mal: 500 Euro x 6 Monate x 13 Semester – das sind 39.000 Euro.
Ich starte also mit fast 20.000 Euro Schulden ins Berufsleben.
Werner nimmt Hertha in den Arm: „Komm, heute grämen wir
uns nicht weiter. Wir gehen jetzt runter zum Discounter, holen
uns Eis und lassen es uns bei einer romantischen DVD gut 
gehen.“ b

Wenn diese beiden ins Portemonnaie gucken, 

sehen auch sie schwarz
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VON PATRICK SAHM

Die Bearbeitung von BAföG-Anträgen ist zeit-
aufwändig: Durchschnittlich 81 Minuten

dauert es, bis ein Erstantrag eingetütet ist. Bei
Wiederholungsanträgen sind immerhin noch 60
Minuten einzukalkulieren. Deshalb sollten alle
Unterlagen zwei Monate vor der beantragten
Verlängerung vorliegen, damit der Geldfluss nicht
unterbrochen wird.

Die Studierenden und ihre Eltern müssen die
Formblätter sorgfältig, vollständig, unterschrieben
und mit den benötigten Nachweisen einreichen.
Die Verantwortung für die benötigten Unterlagen
liegt bei den AntragstellerInnen – sie sind die
AnsprechpartnerInnen fürs BAföG-Amt. Nur in
seltenen Ausnahmefällen, wenn die Eltern jede
Kooperation verweigern, kann das Amt selbst ver-
suchen, bei den Eltern oder über andere Behörden
die benötigten Nachweise zu bekommen.

Liegt ein Antrag vor, gilt es zunächst, einige
grundlegende Fakten zu prüfen: Gibt es Aus -
schlussgründe wie einen Fachrichtungs wechsel,
ist der Studierende zu alt oder hat er die
Förderungs höchstdauer überschritten? Ist diese

Hürde genommen, geht es um die BAföG-Höhe.
Hier prüfen die StudentenwerksmitarbeiterInnen,
wie viel Vermögen und Einkommen der Antrag -
steller hat und wie es mit dem Einkommen seiner
Eltern aussieht. Bei der Berechnung der Frei -
beträge sind verschiedene Faktoren einzubezie-
hen, etwa die Art der Tätigkeit, anerkannte
Behinderungen oder die Art der Ausbildung der
Geschwister. 

Die SachbearbeiterInnen bemühen sich, den
AntragstellerInnen so schnell wie möglich einen
Bescheid zuzuschicken und das Geld anzuweisen
– wenn es irgend geht auch vor der im BAföG-
Gesetz veranschlagten Frist von zehn Wochen.
Allerdings gibt es zum einen Stoßzeiten, und
Auszahlungen sind bisher nur am Monatsende
möglich.

Außerdem sehen sich die Mit arbeiterInnen im
BAföG-Amt mit häufigen Gesetzesänderungen
konfrontiert und müssen sich deshalb immer wie-
der auf neue Vorgaben einstellen. Darüber hinaus
fallen neben der Bearbeitung der Anträge auch
noch andere Arbeiten an wie zum Beispiel Daten -
abgleiche, Auflösung von Vorbehalten oder die
Bearbeitung und Verfolgung von Rück forde -
rungen. b

Das Studentenwerk
Frankfurt am Main betreut

13 Hochschulen. In der
BAföG-Abteilung sind 

24 Menschen beschäftigt. 
Die meisten von ihnen sind
ausgebildete Verwaltungs -
fachangestellte und haben
eine Vollzeitstelle. Im Jahr

2008 hat das Frankfurter
Studentenwerk 8.265

BAföG-Anträge bearbeitet;
verteilt wurden sie nach

den Nachnamen der
Studierenden. 

81 Minuten
für jeden Antrag

Die gesetzlichen Vorgaben sind das eine – die Umsetzung das
andere. Und da gibt es beim BAföG so einige Probleme, wie

manch Antragsteller aus leidvoller Erfahrung weiß.

Wer zum Studienstart im Oktober erstmals BAföG beantragt,
bekommt oft erst im Dezember oder Januar Geld. Die ersten
Studienmonate müssen also mit eigenem oder geliehenem Geld
zwischenfinanziert werden. Gerade für Studierende aus finanziell
schwachen Familien ist dies schwierig bis unmöglich. Da hilft es
dann auch wenig, dass das Geld später rückwirkend ausgezahlt
wird.

Dieses Problem entsteht durch die neue Praxis der Studien -
platzvergabe: Hochschulen suchen sich ihre Studierenden ver-
stärkt selbst aus. Oft erst im September erfahren die Be -
werberInnen, wo es geklappt hat und nun erst können sie endlich

ihren BAföG-Antrag stellen. Rechtlich besteht zu diesem
Zeitpunkt aber schon kein Anrecht mehr darauf, pünktlich zum
Studienstart die erste Zahlung zu bekommen. Die Studierenden
müssen sich so zu Beginn ihres Studiums mehr um ihre Finanzen
kümmern als um den Neustart, was den Einstieg in die Hoch -
schule gefährdet. 

Ein anderes Ärgernis gibt es für Studierende, die zum
Sommersemester ihr Studium antreten. Oft können sie nach 
vier Semestern nicht alle fürs BAföG notwendigen Leistungs -
nachweise liefern, weil manche Kurse nur einmal im Jahr angebo-
ten werden. Sie laufen Gefahr, im fünften Semester ohne Geld
dazustehen. b

Andreas Brockmann

Fußangeln in der Praxis
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Kurzer Ritt durch Europas
Förderdschungel 
In Schweden erhalten fast alle Studierenden eine

Studienförderung – im Schnitt fast 900 Euro pro
Monat. Ist das skandinavische Land also das
Paradies für Studierende, wo sie frei von finan -
ziellen Sorgen lernen können? Offenbar nicht.
Denn nirgendwo in der EU sind Studierende so
unzufrieden mit ihrer finanziellen Situation wie in
Schweden. 

Die Studienförderung ist in allen Bologna-
Staaten sehr unterschiedlich organisiert. In den
meisten Staaten hängen die direkten Zahlungen
vom Einkommen der Eltern ab, zumindest so
lange die Studierenden von ihnen unterhalts -
abhängig sind. Andere Fördermodelle wie in
Schweden, den Niederlanden und Schottland
gehen von der finanziellen Unabhängigkeit der
volljährigen Studierenden aus, wodurch (fast) alle
Studierenden anspruchsberechtigt sind. Zudem
muss berücksichtigt werden, ob es sich um
Stipendien, Darlehen oder eine Mischform aus
beidem handelt. Bei Kreditmodellen differieren
auch die Rückzahlungsmodalitäten und vor allem
die Zinssätze stark. In späteren Jahren besonders
hart haben es früher Geförderte in Rumänien.

Einige Förderungen ersetzen „nur“ die
Studien  gebühren, andere fördern auch die
Lebens haltungskosten. Für einen umfassenden
Vergleich der Fördersysteme müssen aber auch
unbare und indirekte Leistungen für Studierende
berücksichtigt werden. Hierzu gehören Sub -
ventionen für Wohnheime, Mensen, Fahrpreis -
reduktionen und die Finanzierungs modalitäten
der Krankenversicherung. Von entscheidender
Bedeutung sind in manchen Staaten, darunter
Deutschland, die indirekten Leistungen an die
Eltern von Studierenden in Form eines einkom-
mensunabhängigen Kindergeldes und von
Steuer erleichterungen. Somit besteht die Förde -
rung von Studierenden in Deutschland nur zu 20
Prozent aus BAföG, 40 Prozent sind unbare
Leistungen und ebenfalls 40 Prozent entlasten die
Eltern. Weil dieser dritte Posten vor allem besser
verdienenden Familien zugute kommt, wird die
soziale Verteilungswirkung der direkten Förde -
rung konterkariert.

Da es über die unbaren und indirekten
Leistungen kaum international vergleichende
Daten gibt, stehen nur die direkten Leistungen 

an Studierende im Fokus der Diskussion. Hierzu
gehören auch Leistungsstipendien oder Förder -
programme für spezielle Gruppen wie z. B. die
 irische „back to education allowance“ für
EmpfängerInnen bestimmter Sozialleistungen
oder das österreichische Selbsterhalterstipendium
für Studierende, die seit mindestens vier Jahren
über eigene Einkünfte verfügen.

Welches Fördermodell für Studierende am
„lukrativsten“ ist, lässt sich nicht sagen, da zu
viele individuelle Faktoren eine Rolle spielen.
Paradiesisch sind die Bedingungen sicher nirgend-
wo. Modelle, die Studierende als unterhaltsab-
hängig von ihren Eltern betrachten, führen oft zu
Härtefällen, wenn die Eltern ihrer Unter halts -
pflicht nicht nachkommen (können). Eine einzige,
zentrale Förderschiene wie in Schweden, wo es
abgesehen von Stipendien und Darlehen kaum
Unterstützungen für Studierende und keinerlei
Hilfen für ihre Eltern gibt, erhöht die Transparenz
– aber nicht unbedingt die Zufriedenheit. Weil
Mieten in Schweden sehr teuer sind, bedeuten die
900 Euro dort kein finanziell sorgenfreies
Studieren. b

Martin Unger
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Nicht alle Länder definieren erwachsene

Studierende als Kinder

Magere Erhöhung

Monatelang hatten die 16
Bundesländer die überfällige
BAföG-Erhöhung blockiert, auch
die Gespräche im Vermittlungs -
ausschuss scheiterten zunächst.
Einmal mehr hat die Politik
damit belegt, was den Men -
schen in Deutschland längst
bewusst ist: Die Regierungs -
politik orientiert ihre Interessen
hauptsächlich an der Macht 
der Lobbygruppen. Und: 
Wo keine Lobby, da kein Geld.

Zum Oktober kam die
BAföG-Erhöhung dann zwar
doch noch. Aber sie ist mit 2
Prozent unzureichend. Den Staat
kostet sie gerade einmal 373
Millionen Euro. Zum Vergleich:
Die diszipliniert von den Unions-
Ministerpräsidenten durch -
gestimmte Mehrwertsteuer -
senkung für Hoteliers kostet pro
Jahr gut 1 Milliarde Euro. 

Wo derart achtlos über die
Interessen kommender Genera -
tionen hinwegregiert wird, hilft
nur die Erhöhung des politi-
schen Drucks. Die AG Studieren -
de in ver.di fordert daher eine
echte BAföG-Erhöhung, die dem
Preisanstieg der vergangenen
Jahre gerecht wird. Denn bereits
jetzt arbeiten 56 Prozent der
BAföG-empfangenden so
genannten „Normalstudenten“
(ledig, Erststudium, außerhalb
des Elternhauses wohnend)
zusätzlich, so das Ergebnis der
19. Sozialerhebung des
Deutschen Studentenwerks. b

Michael Niedworok 
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KOMMENTAR VON
ACHIM MEYER AUF DER HEYDE

Die Begründung für die Forderung nach einer
Privatisierung der Studentenwerke ist so

schlicht wie falsch: Unternehmerisch verfasste
Hochschulen könnten doch einfach die Studen -
tenwerke übernehmen, deren Leistungen ent -
weder selbst besser anbieten oder sich externer
Anbieter am Markt bedienen. Die Denkfigur da -
hinter: Nur der Wettbewerb könne die Profi -
lierung der Hochschulen forcieren.

Dem ist entgegenzuhalten: Kernaufgaben der
Hochschulen sind Forschung und Lehre. Die
Studentenwerke halten den Studierenden mit
ihren wirtschaftlichen und sozialen Angeboten
den Rücken frei; das ist ihr Kerngeschäft. Dieses
Modell, das sich in Deutschland oder auch in
Frankreich bewährt hat, macht Schule: In -
zwischen denken einige Prorektoren für
Studentische Angelegenheiten zum Beispiel in
Polen oder Tschechien darüber nach, ebenfalls
Studentenwerke zu gründen. 

Überlegungen, die Studentenwerke zu inte-
grieren oder ihre Leistungen dem freien Markt 
zu überlassen, sind nicht ernst zu nehmen. Im
Rahmen der sozialstaatlichen Daseinsvorsorge
garantieren die Studentenwerke im Auftrag von
Bund und Ländern den chancengerechten Zu -
gang zur Hochschulbildung sowie einen erfolg -
reichen Studienverlauf. Sie sind Bestandteil des
öffentlichen Bildungsauftrags. Der gilt für die
Studentenwerke genauso wie für die Hoch -
schulen und zwar so, wie es die Bologna-
Bildungs minister 2003 formuliert haben: Hoch -
schul bildung ist öffentliches Gut in öffentlicher
Ver antwortung.

Mit Gewinnerzielungsabsicht agierende,
einem klarem Businessplan folgende private
Unter nehmen werden kaum die horizontale Ver -
sorgung aller Studierenden sichern – erst recht
nicht an unwirtschaftlichen Standorten oder in
nicht rentablen Geschäftsfeldern wie beispiels-
weise der Beratung. Genau darin aber besteht der
soziale Auftrag, den die Länder den Studenten -
werken gegeben haben: im Zusammenwirken mit
den Hochschulen alle Studierenden sozial, wirt-
schaftlich, gesundheitlich und kulturell zu för-

dern. Das ist eine kluge Konstruktion mittelbarer
Studie renden-Förderung, die sich seit über 90
Jahren bewährt hat. Konkret bedeutet dieser
staatliche soziale Auftrag: Wohnheime, Mensen
und Cafeterien, Studienfinanzierung, Beratung,
Kitas, Kulturangebote – auch zur Profilbildung
kleiner Hochschulen mit wenigen Studierenden!

Bei aller vermeintlichen Staatsnähe: Bundes -
weit liegt der Anteil öffentlicher Betriebszuschüsse
an die gemeinnützigen Studentenwerke inzwi-
schen unter 11 Prozent ihrer Einnahmen. Zwei
Drittel sind Umsatzerlöse aus ihren Mensen und
Wohnheimen. Am Markt sind sie also sehr wohl.
Der entscheidende Unterschied zur Privat wirt -
schaft aber ist: Ihre Einnahmen nutzen die
Studentenwerke nicht, um Gewinne anzuhäufen.
Sie finanzieren damit Leistungen quer, die sich
nicht rechnen, wie kostenlose psychologische
oder soziale Beratung oder in Zeiten von Bologna
notwendige Kurse in Selbstmanagement, die
eigentlich die Hochschulen anbieten müssten.
Und wenn ihre Wohnheime regelmäßig zum
Beginn des Wintersemesters ausgelastet sind,
legen viele StudentenwerkerInnen ihre Hände
nicht in den Schoß, sondern sie fahren große
Kampagnen, um private VermieterInnen zu über-
zeugen, an Studierende Zimmer zu vermieten. 

Würde sich so ein privatwirtschaftliches Unter -
nehmen verhalten? b

Als ob die Folgen der
Finanzkrise nicht 

offensichtlich genug wären: 
Trotz der Sozialisierung

privat wirtschaftlicher
Milliardenverluste mit einer

schwindelerregenden
Verschuldung ganzer EU-
Staaten hält der Mythos

vom ständigen Wettbewerb
und das Dogma von der

Privatisierung öffentlicher
Leistungen der Daseins -

vorsorge an. Auch in der
Hochschulpolitik. Mal
 wollen professionelle

Hochschul-Einflüsterer mit
ideologiegefärbten

Begrifflichkeiten wie „wett-
bewerbsorientiertes

Hochschulsystem“,
„Bildungsrendite“ oder

„notwendige Vermarktung
von Bildungsangeboten“

hohe Studiengebühren
 einführen, mal wollen sie

das Weiterbildungsangebot
der Hochschulen zu reinen

Marktbedingungen
 organisieren – oder mal

eben die Studentenwerke
privatisieren.

Finger weg von 
den Studentenwerken!

Fo
to

: J
ür

ge
n 

Se
id

el

Der Mensch lebt nicht vom Buch allein
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biwifo: Nach monatelangem Gewürge ist die BAföG-
Erhöhung nun durch. Wie beurteilen Sie den Weg dorthin?

Professor Rolf Dobischat: Das war ein Armutszeugnis für
die deutsche Hochschul- und Bildungspolitik – peinlich und
 beschämend für ein Land, das Bildungsrepublik sein will. Wenn
es noch eines Lehrstücks bedurft hätte, dass die Föderalismus -
reform von 2006 im Bildungsbereich falsch war, dann war 
es dieses Gezerre ums BAföG und das nationale Stipendien -
programm in diesem Sommer. Das war Finanzgeschacher, keine
Bildungspolitik.

Wo sehen Sie die Verantwortung?

Das BAföG ist zwischen die Fronten  geraten, obwohl die
moderate Erhöhung in der Sache unumstritten war. Die Länder
wollten einen höheren Anteil an der Umsatzsteuer durchsetzen,
und diesen Streit haben sie über Bildungsfragen ausgetragen. 
In diesem Hickhack zeigt sich aber auch ein Muster, das 
sich  inzwischen bei Bildungsfragen durchgesetzt hat: Es bewegt 
sich erst dann etwas, wenn der Bund Impulse gibt und vor 
allem zahlt. Daraus müsste man meiner Meinung nach die
Konsequenz  ziehen, dem Bund wieder mehr Kompetenzen in
der Bildung zu geben 

Die auf Leistung und Elite ausgerichteten Stipendien wurden
viel früher verabschiedet, der Streitpunkt war das BAföG.
Spiegelt sich darin nicht erneut die soziale Schieflage der
Bildungspolitik? 

Ich sehe das anders. Dass die sehr moderate Erhöhung der
BAföG-Bedarfssätze und Freibeträge unangemessen oder nicht
finanzierbar sei, hat zu Anfang niemand behauptet. Dagegen
gab es zum Deutschlandstipendium konträre Positionen, weil es
als Mittel verkauft werden sollte, mehr junge Menschen aus
 einkommensschwachen Familien zu mobilisieren. Das war eine
Mogelpackung: Ein Instrument zur sozialen Nivellierung in 
der Studienfinanzierung ist es gerade nicht, weil es nur die 
Besten kriegen. Das Problem war, dass man die beiden Fragen
 gekoppelt hat. Als der Bund vor ein paar Wochen zusagte, dass
er den gesamten staatlichen Anteil beim Deutschlandstipendium
übernimmt, haben die Länder dem zugestimmt. Und danach
ging es dann weiter mit dem Geschacher ums BAföG. 

Der Bildungsforscher Rolf Dobischat ist Professor an der Universität
Duisburg-Essen und Präsident des Deutschen Studentenwerks

Reicht die Erhöhung?

Ja, denn vor zwei Jahren hat es eine massive und damals
lange überfällige Erhöhung der Bedarfssätze um zehn Prozent
und der Freibeträge um acht Prozent gegeben, nachdem sieben
Jahre lang nichts passiert war. Wir haben immer gesagt, 
dass eine regelmäßige Anpassung notwendig ist. Das hat die
Bundesregierung jetzt getan. Allerdings müssen die Eltern -
freibeträge weiter erhöht werden – sonst wird es nichts mit 
dem erklärten Ziel, 100.000 Studenten mehr als heute mit
BAföG  fördern zu wollen. 

Deutschland ist in punkto Bildungschancen eine tief
 gespaltene Gesellschaft. Wie stark kann BAföG da gegen -
steuern?

Das BAföG ist innerhalb der tertiären Bildung das wichtigste,
mächtigste und beste Instrument für mehr Chancengleichheit.
Wir schätzen, dass vier Millionen Menschen dank BAföG über-
haupt studieren konnten – ich gehöre übrigens auch dazu. Man
darf das BAföG aber nicht mit politischen Erwartungen über-
frachten: Es kann nicht die Selektion im ganzen Bildungssystem
ausgleichen. Wir weisen mit unseren Sozialerhebungen regel -
mäßig nach, dass der wichtigste Faktor, ob jemand studiert oder
nicht, der Bildungsstatus der Eltern ist. Von 100 Akademiker -
kindern studieren 71, von 100 jungen Menschen aus Nicht -
akademiker familien studieren nur 24. Das BAföG ist  wunderbar
als politisches Signal: Der Staat hilft Dir, wenn Deine Eltern 
kein Studium finanzieren können. Aber: Es ist das Signal an die,
die diese Schwelle überhaupt erreichen. 

Ist das neue Stipendienprogramm nicht aber ein 
Instrument, die soziale Schere bei der Studienfinanzierung 
weiter  aufzuklappen? 

Es geht erst mal nur mit 6000 Stipendien los – das ist im
Vergleich zu den 500.000 BAföG-Empfängern doch noch recht
wenig. Etwa fünf Prozent der Studierenden greifen auf die von
uns sehr kritisch gesehenen Studienkredite zurück. Insgesamt
kann man aber noch sagen, dass die Studienfinanzierung 
in Deutschland heute auf drei starken Säulen ruht: Zahlungen
durch die Eltern, BAföG und Jobben. b

Interview: Annette Jensen

S chwe rpunk t :  40  J ah re  BA föG
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„Finanzgeschacher 
statt Bildungspolitik“



Die OECD hat Deutschland mal wieder
schlechte Noten in punkto Bildung
 gegeben: Gerade einmal 4,7 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts gibt das „Land der
Dichter und Denker“ dafür aus – Tendenz
sinkend. Damit rangiert Deutschland
zusammen mit Italien, der Slowakei und
Tschechien auf einem der letzten Ränge.
Spitzenreiter wie Korea und Dänemark
 lassen sich die Bildung ihrer BürgerInnen
dagegen etwa sieben Prozent kosten.
Besonders junge MigrantInnen sind in
Deutschland schlecht dran: 40 Prozent 
von ihnen erhalten keine weiterführende
 schulische oder berufliche Ausbildung. 
Und in der Weiterbildung rangiert
Deutschland laut OECD-Bilanz zusammen
mit der Türkei und Korea ebenfalls ganz
unten. Während in Finnland, Schweden
und Australien etwa 13 Prozent der 30- 
bis 39-Jährigen für ein Voll- oder Teilzeit -
studium eingeschrieben sind, sind es in
Deutschland gerade einmal mickrige 
2,5 Prozent.

VON ROLAND KOHSIEK UND 
ANNETTE JENSEN

Vor diesem Hintergrund wirkt die Debatte über
den Facharbeitermangel in Deutschland gro-

tesk: Ein erheblicher Teil der Bevölkerung wird
abgehängt – und zum Ausgleich wollen sich Wirt -
schaft und FDP-Politiker im Ausland bedienen und
von dort gut ausgebildete Kräfte anheuern.
Insbesondere arme Länder wie Indien oder Ghana

verlieren schon heute durch Abwanderung ihre
fähigsten Köpfe. Ausgerechnet ein reiches Land
wie Deutschland will die dort geleisteten Bil -
dungs anstrengungen einfach absaugen, an statt
für eine ausreichende Ausbildung der eigenen
Bevölkerung zu sorgen.

In den Trend, die Kosten für Bildung möglichst
niedrig zu halten, passt auch die Ablehnung des
Bundesarbeitsministeriums, den Tarifvertrag der
Weiterbildungsbranche für allgemeinverbindlich
zu erklären. Die Bundesagentur für Arbeit hat in
den vergangenen Jahren einen katastrophalen
Dumpingwettbewerb befeuert, der nun erst ein-
mal weitergehen kann. Die Gründe für die Ab -
lehnung sind mehrschichtig. Zum einen will 
die Regierung aus ordnungspolitischen Gründen
keine weiteren Tarifverträge für allgemeinverbind-
lich erklären. Zum zweiten wäre die Allgemein -
verbindlichkeitserklärung einem Eingeständnis
der Bundesagentur für Arbeit gleichgekommen,
hauptverantwortlich für die fatale Lage zu sein.

Doch es gibt auch brancheninterne Ursachen.
Weiterbildung ist in der Öffentlichkeit nicht als
einheitliche Branche präsent – mal heißt es
Weiterbildung, mal lebensbegleitendes Lernen,
mal Erwachsenenbildung mit dem Touch von
Volks hochschule. Es fehlt ein mit Autorität ausge-
statteter Arbeitgeberverband, der Lobby-Arbeit
gegenüber Politik, Finanziers und Wissenschaft
betreibt. Stattdessen sind mehrere konkurrieren-
de Dachorganisationen unterwegs, die getrennt
beim Ministerium und der Bundesagentur vor-
sprechen. So brauchte die Regierung nicht zu rea-
gieren. Dass gerade von gewerkschaftlicher Seite
ein starker Arbeitgeberverband eingefordert wird,
kann deshalb nur auf den ersten Blick über -
raschen.

Auch wenn dieser Anlauf zu einem allgemein-
verbindlichen Tarifvertrag gescheitet ist, werden
wir an dieser Perspektive festhalten. Und auch das
jetzt mehrere Jahre andauernde Ringen – oder
doch besser Hängen und Würgen – hat zwei
Anknüpfungspunkte hervorgebracht. Die Weiter -
bildung ist eine Branche, und es wird auch öffent-
lich so davon gesprochen. Zum zweiten gibt es
eine Norm über eine untere Vergütung, nämlich
den Branchentarifvertrag. Der ist sehr niedrig –
und wer dieses Niveau noch unterschreitet, darf
als Billiganbieter öffentlich denunziert werden. b

Billigbildung
in Deutschland

Wei t e rb i l dung
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W Honorarspiegel 
in der Weiterbildung

Das Netzwerk Weiterbildung
hat die Honorarmeldungen in
verschiedenen Arbeitsfeldern
ausgewertet. Demnach verdient
die weit überwiegende Zahl der
dort Beschäftigten zwischen 
10 bis 20 Euro pro Unterrichts -
stunde. Weniger als 10 Euro gibt
es nur noch in etwa fünf Prozent
der Fälle. Trotzdem muss die
Bezahlung in vielen Fällen weiter
als Armutslohn bezeichnet
 werden, so das Netzwerk.
http://tinyurl.com/2aj7kzz
Zur Honorarumfrage Bildung:
http://www.mediafon.net/
empfehlungen_honorare_
bildung.php3

W Die Linke hakt nach
Die Fraktion der Linken im

Bundestag hat erneut eine An -
frage zum Verdienst von Lehr -
kräften in Integrationskursen
gestellt. Ende April hatte die
Regierung geantwortet, es
 würden „derzeit Spielräume zur
Verbesserung der Vergütung der
Lehrkräfte geprüft“.
http://www.mediafon.net/
meldung_volltext.php?id=
4c99f3e1de2ed&akt=news_
allgemein

W Vorteile für junge
ver.di-Mitglieder

Junge ver.dianer können den
Internationalen Studierenden -
ausweis (ISIC) beantragen. Die
Abteilung ver.di-Mitglieder -
entwicklung übernimmt ein Jahr
lang die Kosten. Anspruchs -
berech tigt sind alle ver.di-Mit -
glieder, die sich in Ausbildung
befinden, SchülerIn oder Stu -
dentIn sind. Karten inhaberIn nen
bekommen mehr als 40.000 Vor -
teile weltweit, davon ca. 2.500 
in Deutschland in den Bereichen
Kultur & Unterhaltung, Transport
& Übernachtung, Sport & Ein -
kaufen und Essen & Trinken. 
https://mitgliedernetz.verdi.
de/informativ/++co++6a
458b48-e985-11de-4aa1-
001ec9b03e44/@@index.html

G E L D F R A G E N



In den meisten Bundesländern sind die Hochschulen inzwischen verpflichtet, Bachelor- und
Masterstudiengänge akkreditieren zu lassen. Die Kriterien hierfür werden vom Akkreditie rungs rat

sowie von den Akkreditierungsagenturen entwickelt. Ob das rechtens ist, wird nun vom Bundes -
verfassungsgericht überprüft. 

Beauftragt wurden die obersten Richter vom Oberverwaltungsgericht NRW. Das vertritt die
Auffassung, dass das Akkreditierungssystem in seiner jetzigen Form dem Grundgesetz wider-
spricht und deshalb verändert werden muss. Die Begründung: Indem die Akkreditierung
Bedingungen und Auflagen für Studiengänge formuliert, greift sie in die Wissenschaftsfreiheit
ein. Das ist zwar nicht unmöglich. Doch bei der Einschränkung eines Grundrechts ist das
Rechtsstaatsprinzip einzuhalten – und das heißt, dass es ein entsprechendes Gesetz geben muss
und nicht einfach durch andere Institutionen entschieden werden kann. 

Das Urteil unterstützt damit nicht zuletzt eine langjährige Forderung von ver.di: Das
Akkreditierungssystem muss demokratischer werden. Der Bund kann und sollte mit einem Gesetz
über die Hochschulabschlüsse die Rahmenbedingungen und Kriterien der Akkreditierung neu
regeln. Dabei gehört die Struktur des Akkreditierungssystems insgesamt auf den Prüfstand. Eine
Neuorganisation der Qualitätssicherung von Lehre und Studium sollte sich daran orientieren, bun-
desweit einheitliche Standards zu schaffen und in den Verfahren die Beteiligung aller relevanten
Interessenträger – also auch der Gewerkschaften – zu verankern. b                              Sonja Staack

Klein aber fein – so stellen sich viele Mit men -
schen einen Arbeitsplatz in einer Bibliothek

vor. Vielleicht ist alles ein bisschen angestaubt,
aber ansonsten doch recht ruhig und gemütlich.
Was aber ist ein realistisches Bild? Das wollen wir,
die wir dort arbeiten, klären. Folgende Fragen
drängen sich auf: 
• Wie viel „Staub“ gibt es tatsächlich noch in

unserem Beruf?
• Wie viel von dem einmal Gelernten  können

wir noch gebrauchen?
• Was haben die Einsparungen der letzten

Jahre mit unseren Arbeitplätzen gemacht?
• Wie ist die Bezahlung in Relation zur

Ausbildung?

Wir, die ver.di-Arbeitsgruppe Archive, Bibli -
otheken und Dokumentationseinrichtungen,
möchte es jetzt genau wissen: Wie steht es um
die Qualität unserer Arbeit? Ist es noch er -
strebenswert, als BibliothekarIn zu arbeiten?

Um diese Fragen besser beantworten zu kön-
nen, haben wir uns entschlossen, die Arbeitswelt
in Bibliotheken genauer zu untersuchen. Im
Projekt „Index Gute Arbeit“ sollen unsere Mit -
glieder, aber auch interessierte Nichtmitglieder
ausführlich beschreiben, wie gut es sich in öffent-

lichen und wissenschaftlichen Bibliotheken arbei-
ten lässt, wie hoch die Zufriedenheit mit dem
Beruf ist und welche Veränderungen beobachtet
wurden.

Zu Beginn des nächsten Jahres wird die „Index
Gute Arbeit GmbH“ per E-Mail alle Mitglieder im
Bibliotheksbereich aufrufen, sich mittels einer
zugestellten Kennung an der Online-Befragung
zu beteiligen. Um ein repräsentatives Bild und
eine ausreichende Datengrundlage zu bekommen,
ist es wichtig, diesen Aufruf auch an KollegInnen
und interessierte Nichtmitglieder weiterzugeben,
die wir bisher nicht erreichen. Je größer die Zahl
der Antworten, desto besser und aussagekräfti-
ger werden die Ergebnisse sein. Selbstverständlich
werden alle Daten anonymisiert.

Erste Ergebnisse hoffen wir auf unserem
Messestand am Bibliothekartag 2011 in Berlin
präsentieren zu können.

Wir freuen uns auf eine große Beteiligung!
Informationen zur Anmeldung werden unter
 folgender Adresse zu finden sein:
www.gute-arbeit-in-bibliotheken.de b

Peter Mitnacht

Krisenopfer
Bibliotheken

H ie r  t u t  s i c h  wa s

W Proteste in Wien 
und Osnabrück

In Wien wurde zu Beginn des
Semesters erneut der Audimax
besetzt, nachdem Tausende von
Studierenden und Lehrenden
einen Sternmarsch durch die
Stadt veranstaltet hatten. Die
„Unibrennt Bewegung“ erwartet
weitere Aktionen, nachdem sich
nach den Protesten im vergan-
genen Jahr nicht viel geändert
hat. Auch in Osnabrück war zu
Semesterbeginn schon einiges
los: ver.di-KollegInnen verteilten
Flyer „Gerecht geht anders“ 
und besetzten zusammen mit
gewerkschaftlichen Studieren -
dengruppe und Mitgliedern des
Hochschulinformationsbüros
einen Informationsstand. 

W Studierendenprojekt
ausgezeichnet

Im biwifo-report 3/09 haben
wir über die „Blue Engineer“-
Initiative von Studierenden an
der TU Berlin berichtet. Ende
September wurde diesem Projekt
das Qualitätslabel „Werkstatt
N“ des Rates für nachhaltige
Entwicklung verliehen. Die
Initiative an der TU Berlin setzt
sich dafür ein, dass Studierende
und im Beruf stehende Inge -
nieurInnen für ihre soziale und
ökologische Verantwortung
 sensibilisiert  werden.
http://werkstatt-n.de/ 
projekte/blue-engineer-ing
und http://www.blue-
engineer.org.

W Diskussionsbeitrag
In den aktuellen WSI-

Mitteilungen 10/2010 findet sich
ein Beitrag von Ulf Banscherus,
Klemens Himpele und Sonja
Staack, der die Diskussion
zusammenfasst zur Frage, was
das Qualifikationsniveau und die
erwarteten Kompetenzen eines
Bachelor-Abschlusses sein
 sollen. Grundlage sind aktuelle
empirische Studien.
www.boeckler.de/169_
109172.html.

S T U D I E R E N D E
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Hochs chu l en

Die Hochschulen bereiten sich zur Zeit auf
die doppelten Abiturjahrgänge vor. Dafür
erhalten sie finanzielle Unterstützung 
vom Bund und den Ländern durch den so
genannten Hochschulpakt 2020.
Gleichzeitig fließen Gelder aus dem
Konjunkturpaket II in die Sanierung und
Modernisierung von Gebäuden. Doch
ansonsten zeigen die Haushaltspläne der
Bundesländer: An Bildung – auch im
Hochschulbereich – wird vielerorts gespart.
Immer mehr Mittelzuweisungen sind an
Bedingungen gebunden. In Baden-
Württemberg, Niedersachsen und Bremen
haben die Oppositionsparteien Anfragen
gestartet um herauszufinden, wie die
Einsparauflagen erfüllt werden sollen. 

VON HANS-JÜRGEN IMMERTHAL

In Niedersachsen will die Landesregierung in der
dritten Phase der Verwaltungsreform weitere

100 Stellen einsparen. Das Ministerium für
Wissenschaft und Kultur behält sich vor, Profes -
suren nicht zur Besetzung freizugeben, falls die
Entwicklungsplanungen nicht den Erwartungen
entsprechen. In Bremen müssen laut „Hochschul -
entwicklungsplan V“ ebenfalls noch Arbeitsplätze
gestrichen werden. Neue Stellen können nur
geschaffen werden, wenn anderswo abgebaut
wird. Ob der bremische Senat sich an seine
Grundsatzaussage hält, darüber hinaus bis 2011
nicht am Personal zu sparen, bleibt offen. Harte
Einschnitte sind in Mecklenburg-Vorpommern
geplant: Mittelfristig sollen 600 Stellen abgebaut
werden, davon 300 Professuren. Im Klartext
bedeutet das den Verlust von 5000 Studien -
plätzen.

Baden-Württemberg verlangt von den Hoch -
schulen bereits im laufenden Jahr Einsparungen
von 29 Millionen Euro. Behauptet wird, dass diese
Auflage nur erfüllt werden kann, indem wissen-
schaftliche und nichtwissenschaftliche Stellen
nicht besetzt werden. Die Folge: Entweder über-
nehmen VertretungsdozentInnen die Lehre oder
die Seminare fallen ganz aus.

Dagegen hat sich Berlin für die Jahre 2010 bis
2013 verpflichtet, zusätzlich 334 Millionen Euro
in den Hochschulbereich zu geben. Ab 2012

 sollen zwei Drittel des Landeszuschusses auf
Grundlage von Leistungen in den Bereichen
Lehre, Forschung, Gleichstellung und Weiter -
bildung vergeben werden. Auch Brandenburg will
jährlich über Zielvereinbarungen 2,8 Millionen
Euro mehr als bisher in die Hochschulen fließen
 lassen.

In Bayern sind im Hochschulbereich keine
Einsparpläne bekannt. In Rheinland-Pfalz ist sogar
von einem Sondervermögen die Rede, das den
Hochschulen sowohl größtmögliche Planungs -
sicherheit bieten als auch die Hochschul auto -
nomie stärken soll. 120 Millionen Euro sind im
Landeshaushalt für die zweite Phase des Hoch -
schulpaktes vorgesehen. Unter dem Titel „Wissen
schafft Zukunft“ sollen zwischen 2011 und 2015
zusätzlich 20.000 Studienanfänge rIn nen ange-
lockt werden.

Fazit: Die Tendenzen in der Hochschul finan -
zierung sind gegensätzlich. Im Süden sieht es
deutlich besser aus als im Norden. b

Mehr Studierende –
weniger Personal
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W Frauen in der
Wissenschaft

Laut BMBF ist das Profes -
sorInnen programm von Bund
und Ländern mit jetzt 200  ge -
förderten Stellen erfolgreich.
Hochschulen, die über ein Gleich -
stellungskonzept verfügen, konn-
ten Anträge für eine Förde rung
von maximal drei Stellen und für
eine Dauer von maximal fünf
Jahren erhalten. Knapp die Hälfte
aller Hochschulen haben Anträge
eingereicht, drei Viertel mit 
Erfolg.

W Berliner
Spitzenpositionen

Laut Statistischem Bundes -
amt hat Berlin den höchsten
Frauenanteil an der Profes soren -
schaft, nämlich 25,5 Prozent,
während der Bundesdurchschnitt
bei 17,4 Prozent liegt. Außerdem
schließen hier 82,4 Prozent der
Studierenden ihr Studium erfolg-
reich ab, während es bundesweit
nur etwa 73 Prozent sind. Und
noch eine Spitzen position ist zu
 melden: Berlin (keine Studien -
gebüh ren) hat auch die meisten
Studierenden aus anderen
Bundesländern. Das „Wande -
rungsplus“ beträgt 24.000
Studierende, während Nieder -
sachen (mit Studien gebühren)
mit einem Minus von 31.000 am
anderen Ende liegt. Studien -
gebühren haben nach Aussage
der Statistiker keinen Ein fluss auf
diese „Wande rungen“, denn
auch Länder mit  Studien -
 gebühren haben ein Plus zu
 verzeichnen, z.B. Hamburg 
(+ 19.000) und NRW (+ 14.000). 

W Internetseite zum
Deutschlandstipendium 

Das Bundesministerium für
Bildung und Forschung hat eine
Internetseite für das Deutsch land -
stipendium eingerichtet. Die neue
Förderung in Höhe von 300 Euro
monatlich soll ab dem Sommer -
semester 2011 bundesweit rund
10.000 StipendiatInnen unter -
stüt zen. www.deutschland-
stipendium.de

KURZES  VOM CAMPUS

Kurzsichtiges Sparen

kann zum Schachmatt führen



„Sonstige“ 
werden aktiv

Das  gu t e  Be i s p i e l

Das bayerische Hochschulgesetz kennt vier
Arten von Menschen: Hochschul lehrerIn -
nen, wissenschaftliche und künstlerische
MitarbeiterInnen, Studierende und
„Sonstige“. Der Begriff „sonstig“ entspricht
wohl dem Grad der Wertschätzung, den
die CSU ArbeitnehmerInnen generell und
insbesondere an Hochschulen entgegen-
bringt. Dabei handelt es sich um Sekre -
tärInnen, Bibliotheks- und EDV-Ange stellte,
medizinisch-technische AssistentInnen,
Haus  meisterInnen, TechnikerInnen und viele
andere, die die Infrastruktur einer Hoch -
schule aufrecht erhalten. Als Interessens -
 vertretung wählen sie einen Personalrat
und organisieren sich in der ver.di-
Betriebsgruppe. Natürlich können auch
WissenschaftlerInnen dort mitarbeiten.
Theoretisch. Praktisch aber gab es lange
Zeit nur sehr wenige Kontakte, auch wenn
beide Gruppen unter den zunehmend
schwierigen Arbeitsbedingungen leiden.

VON KARL ISCHINGER

Noch fremder waren sich bislang die „Sonsti -
gen“ und die Studierenden. Wechsel seitige

Vorurteile wurden gerne gepflegt: unbewegliche,
gewerkschaftliche Betonköpfe und BürokratInnen
hier; unpolitische, nur an der Karriere interessier-
te Studierende dort.

Langsam, sehr langsam, setzt ein Umdenken
ein. Alle Gruppen sehen, dass sie im selben Boot
sitzen, wenn auch auf unterschiedlichen Ruder -
bänken. So formulierte unsere Betriebs gruppe auf
dem Höhepunkt der Tarifausein andersetzung
2006 einen offenen Brief an den bayerischen
Ministerpräsidenten, in dem wir auf die unhalt-
baren Arbeits bedingungen an den Hochschulen
hinwiesen. Zu unserer großen Überraschung
unterzeichneten viel mehr ProfessorInnen den
Brief, als wir zu hoffen gewagt hatten. Manche
setzten sich wohl erstmals damit auseinander, mit
welchen Löhnen wir „Sonstigen“ abgespeist
werden und unter welchen Bedin gungen wir
dafür sorgen, dass der „Laden“ Universität läuft. 

Erste Kontakte zu Studierenden entstanden 
im Laufe der Auseinandersetzungen um die
Stoiberschen Sparpakete. Es gab gemeinsame

Demonstrationen und Versammlungen. Sich erst-
mals richtig wahrnehmend saßen Studieren de
und ArbeitnehmerInnen einander gegenüber und
stellten erstaunt fest, wie viele Gemeinsamkeiten
es gibt. Weder die Studierenden noch wir
„Sonstigen“ wollen eine Universität, die nur
noch als Werk bank für die Industrie fungiert. Was
wir wollen ist eine demokratische Uni, die wissen-
schaftliche Vielfalt pflegt und sich aktiv an der
Lösung der sozialen, ökologischen und wirt-
schaftlichen Probleme beteiligt.

Intensiver wurden die Kontakte mit der Ein -
führung von Studiengebühren. Wäh rend des
Bildungsstreiks bauten die Studierenden ein
„Bildungscamp“, in dem wir mit einem eigenen
Programm vertreten waren. Als der Audimax
auch über Weihnachten besetzt blieb, gab’s von
uns Lebkuchen und keinen schlechten Rotwein.

Anlässlich der Präsidentenwahl am 1.6.2010
setzten sich die ver.di-Betriebsgruppe, die Stu -
die rendenvertretung und die Gruppe „Unibrennt
München“ zusammen mit dem Ziel, ein Papier
gegen den Mainstream der Privatisierungs- und
Ökonomisierungsideologie zu verfassen. Unsere
„13 Positionen, die wir von einer Präsidentin oder
einem Präsidenten der Ludwig-Maximilians-
Universität erwarten“ beschreiben eine Universi -
tät, wie wir, Studierende und Beschäftigte, sie
möchten und nicht wie sie all den Bertelsmännern
dieser Welt zupass käme. Gleichzeitig installierten
die Betriebsgruppen von LMU und Technischer
Universität eine Vortragsreihe aus der Erkenntnis
heraus, dass es höchste Zeit ist, die unselige
Trennung zwischen wissenschaftlicher, verwalten-
der oder technischer Arbeit aufzuheben. Unser
erstes Thema war „Demokratie, Exzellenz und
Elite“, in der nächsten Veranstaltung geht es um
die Militärforschung an Hochschulen. 

Noch haben wir keine französischen Verhält -
nisse, noch kämpfen Studierende und Arbeit -
nehmerInnen nur sporadisch zusammen. Aber –
wir arbeiten daran. b

W Graduiertenbeitrag
statt Studiengebühren?

Nach Hessen und Hamburg
wird demnächst auch NRW die
Studiengebühren abschaffen. 
Da aber viele Hochschulen nicht
auf die „sprudelnde Geldquelle“
verzichten wollen, kommt eine
alte Idee in neuem Gewand
 wieder ins Gespräch: Der Gradu -
ierten beitrag. Studierende sollen
„nachlaufende Studien gebüh -
ren“ zahlen, wenn sie fertig
sind. Die Höhe richtet sich nach
ihrem Einkommen.

Der Vorschlag kommt von
der Rektorin der TU Dortmund
sowie vom  früheren Leiter des
Centrums für Hochschulent -
wicklung (CHE), das der
Bertelsmannstiftung nahe steht.
Der neue CHE-Chef Frank
Ziegele nahm den Ball sofort
auf: „Mit dieser Lösung könnten
alle Parteien ihr Gesicht wahren
und die Mittel könnten weiter
fließen. Auch die Diskussion,
Studienbeiträge könnten vom
Studium abschrecken ..., dürfte
mit den Graduier tenbeiträgen
endgültig vorbei sein.“

W Keine Anreize 
für Lehre

Im Rahmen des DFG-
Forschungsprojekts „Governance
von Hochschulen“ werden
 derzeit die Auswirkungen von
neuen Anreizmechanismen in
der Lehre erforscht. Einer
Recherche des Soziologen Uwe
Wilkesmann (TU Dortmund)
zufolge erhalten nur knapp 
fünf Prozent derjenigen Profes -
sorInnen, die nach der leistungs-
bezogenen W-Besoldung
 entlohnt werden, Zulagen für
Leistungen in der Lehre. Befragt
wurden 1119 ProfessorInnen.
Während eingeworbene Dritt -
mittel und andere Forschungs -
aktivitäten nach wie die größte
Rolle bei der Mittelvergabe
 spielen, ist die „intrinsische
Motivation“  ausschlaggebend
für das Lehrengagement. 

M E L D U N G E N
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3 . B U N D E S FA C H B E R E I C H S -  
K O N F E R E N Z

Bildung, Wissenschaft und Forschung
am 11. und 12. Mai 2011 in Berlin

Tagesordnung
1. Eröffnung und Begrüßung

2. Wahl der Tagungsleitung

3. Beschlussfassung über die Geschäfts- und
Wahlordnung

4.  Beschlussfassung über Tagesordnung und
Zeitplan

5. Wahl der Mandatsprüfungs- und
Wahlkommission

6. Bestätigung der Antragskommission

7. Referat von Frank Bsirske
Vorsitzender der Vereinten
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di

8. a) Entgegennahme des Geschäftsberichtes
des Bundesfachbereiches

b) Aussprache zum Geschäftsbericht

9. Entlastung des
Bundesfachbereichsvorstandes

a) Zukünftige Arbeit des Fachbereichs
Bildung, Wissenschaft und Forschung

b) Aussprache zum Referat 

c) Bericht der Mandatsprüfungs- und
Wahlkommission

10. Festlegung der Zahl der ehrenamtlichen
Mitglieder des Bundesfachbereichs -
vorstandes

11. Wahl der ehrenamtlichen Mitglieder des
Bundesfachbereichsvorstandes

12. Nominierung eines/einer Leiter/in des
Fachbereichs als Mitglieds des
Bundesvorstandes durch Wahl auf der
Bundesfachbereichskonferenz

13. Nominierung des Mitglieds und der beiden
Ersatzmitglieder des Fachbereichs im
Gewerkschaftsrat

14. Wahl der Delegierten und Ersatzdelegierten
zum Bundeskongress

15. Wahl der Mitglieder und Ersatzmitglieder in
der Bundeskommission Freie und
Selbstständige

16. Antragsberatung

17. Schlusswort

Antragsschluss für die
Bundesfachbereichskonferenz ist der
18. Februar 2011

3 . B U N D E S FA C H B E R E I C H S -  
F R A U E N K O N F E R E N Z

Bildung, Wissenschaft und Forschung
am 11. Mai 2011 in Berlin

Tagesordnung
1. Eröffnung und Begrüßung

2. Wahl der Tagungsleitung

3. Beschlussfassung über die Geschäfts- und
Wahlordnung

4. Beschlussfassung über die Tagesordnung

5. Wahl der Mandatsprüfungs- und
Wahlkommission

6. Bestätigung der Antragskommission

a) Bericht der Mandats- und
Wahlkommission

7. Frauenarbeit im Fachbereich Bildung,
Wissenschaft und Forschung,
u.a. Beschluss über die Form der
Frauenarbeit im Bundesfachbereich

8. Wahl der Vertreterin und Stellvertreterin im
Bundesfrauenrat

9. Wahl der Vertreterin im
Bundesfachbereichsvorstand

10. Antragsberatung

11. Schlusswort

Antragsschluss für die
Bundesfachbereichsfrauenkonferenz
ist der 18. Februar 2011

1 . B U N D E S FA C H B E R E I C H S -  
J U G E N D K O N F E R E N Z

Bildung, Wissenschaft und Forschung
am 5. und 6. März 2011 in Berlin

Tagesordnung
1. Eröffnung und Begrüßung

2. Wahl der Tagungsleitung

3. Beschlussfassung über die Geschäfts- und
Wahlordnung

4. Beschlussfassung über Tagesordnung und
Zeitablauf

5. Wahl der Mandatsprüfungs- und
Wahlkommission

6. Bestätigung der Antragskommission

7. Bericht der Mandatsprüfungs- und
Wahlkommission

8. Vorschlag der Vertreter/innen zur Wahl in
den Bundesfachbereichsvorstand

9. Wahl der Delegierten zur
Bundesfachbereichskonferenz

10. Wahl der Delegierten zur
Bundesjugendkonferenz

11. Antragsberatung

12. Schlusswort

Anträge von antragsberechtigten
Vorkonferenzen sind bis zum 
17. Januar 2011 einzureichen.

Bundesfach bereichs konferenzen 2011

Die gewählten Delegierten  werden
 persönlich nach Berlin eingeladen
und erhalten die Tagungs -
unterlagen  rechtzeitig  zugesandt.

Nachfragen zu den Bundes -
konferenzen des Fachbereichs
Bildung, Wissenschaft und
Forschung an:
hans-juergen.sattler@verdi.de

Se r v i c e
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Lernen wann und wo es sich in den individuel-
len Alltag am besten einbauen lässt – das ist

das Prinzip von E-Learning. In allen Bereichen der
Erwachsenenbildung erfreut es sich wachsender
Beliebtheit. Aus einer zeitgemäßen Qualifizierung
ist es heute nicht mehr wegzudenken. Wo aktive
Methoden wie Arbeitsforen oder Wikis für eine
kooperative Texterstellung zum Einsatz kommen,
bereichert E-Learning Lehre und Weiterbildung.
Doch was heißt das alles für uns, die wir auf diese
Weise unterrichten? Darüber wurde bisher wenig
gesprochen. 

Ich leite an der TU achtmonatige Kurse zum
Thema „Globales Projektmanagement“, die in
der Regel von Berufstätigen besucht werden. Für
mein Modul treffe ich die Studierenden zwei Tage
vor Ort, anschließend folgt eine sechswöchige
Online-Phase. Soll die für alle Beteiligten befriedi-
gend verlaufen, müssen alle DozentInnen und
TutorInnen dieser Qualifizierung viel Arbeit hin-
einstecken und zudem zeitlich flexibel sein. 

Um den Selbstlernprozess zu unterstützen,
bedarf es zunächst eines gekonnten Anreiz -
systems über hochwertige, praxisbezogene und
motivierende Arbeitsaufgaben. Und dann gilt es
laufend am Ball zu bleiben: Warum kommt von V.
überhaupt nichts? S. hat Schwierigkeiten, seine
Daten hochzuladen. D. und F. diskutieren auf der
Plattform und erwarten einen Kommentar von
mir – und zwar rasch und fundiert. Zwei weitere
Teilnehmer haben der kursinternen Öffentlichkeit
bereits ihre ersten Projektskizzen vorgestellt und
wünschen nun ebenfalls ein schnelles Feedback,
damit sie weiterarbeiten zu können. Die meisten
Einträge kommen abends oder am Wochenende
– in der Regel schaue ich vorm Ins-Bett-gehen
noch einmal in meinen Computer. Und wenn ich
einmal ein paar Tage nicht erreichbar bin, kündi-
ge ich das den Studierenden längerfristig an. 

Diese Arbeitsintensität und die vielgepriesene,
flexible „anytime and anywhere“-Präsenz wird
von KollegInnen oder Vorgesetzten oft nicht
gesehen. Mitunter hören wir: „Die sind ja nie
da“. Gerade Teilzeitarbeitskräfte trifft dies beson-
ders. Außerdem steht die immer präsenter wer-

dende E-Learning-Realität im Gegensatz zu den
klassischen Arbeitszeiten des Tarifvertrags. Denn
wer in einer Online-Betreuung involviert ist,
spürt die Erwartungshaltung der Teilneh -
merInnen als Druck: Hier wird eine deutlich stär-
kere und vor allem zeitnähere Reaktion erwartet
als im universitären Alltag üblich. Auch auf tech-
nische Probleme z.B. beim Nutzen von Chat -
funktionen, Webmeetings oder gemeinsamer
Software muss unmittelbar reagiert werden, da
ansonsten die Lern- und Arbeitsanforderungen
nicht erfüllt werden können.

Daneben gibt es noch weitere Heraus forde -
rungen bei der Betreuung, die eine erhöhte
Sensibilität erfordern: Anders als bei einer kon-
ventionellen Klausur oder Hausarbeit können
alle anderen lesen, was ich dazu schreibe.
Manche TeilnehmerInnen fürchten, durch diese
Transparenz „ihr Gesicht zu verlieren“ und rea-
gieren auch auf „positive“, unterstützende
Kritik oder Anregungen sehr empfindlich.
Versuche mit Emoticons zu arbeiten oder sich
auf Umgangsformen und Regeln in der virtu -
ellen Diskussion zu einigen, beheben dieses
Manko nicht vollständig. Nicht alles kann so
 vermittelt werden wie in der persönlichen „Face
to face“-Diskussion. Gerade Frauen in Lehr -
positionen sollten hier mit besonders großem
Fingerspitzengefühl gegenüber kulturell anders
geprägten TeilnehmerInnen agieren, um nicht
entsprechende interkulturelle Miss ver ständnisse
auszulösen.

Außerdem hat etwas in einer Online-
Diskussion schriftlich Formuliertes eine viel tief-
greifendere und langfristigere Wirkung als das
mündlich Gesagte im Seminar. Dies bedeutet,
dass Stellungnahmen noch sorgfältiger erarbei-
tet werden müssen, was den Zeitaufwand wei-
ter erhöht. Fazit: Die Flexibilität von E-Learning
gilt auch für die Arbeits bedingungen der
BetreuerInnen, Dozen tInnen oder TutorInnen.
Damit hat die Interaktivität zwischen dem
Lernenden, dem System und den Lehrenden
auch ihren „Preis“. b

Iris Löhrmann

Arbeitsplatz 
„E-Learning“

W Frau der Theorie 
und Praxis

Soziale Gerechtigkeit ist für
Iris Todtenberg die Antriebsfeder
ihres Engagements. Viele Jahre
ist sie in der gewerkschaftlichen
Bildungsarbeit aktiv gewesen,
zunächst ehren-, später haupt-
amtlich. Seit über acht Jahren
steht ihr Schreibtisch in der
ver.di-Bundesverwaltung. 
Dort hat sie zuerst den Bereich
gewerkschaftliche Bildung
 geleitet, seit einem Jahr widmet
sie sich bildungspolitischen
Grundsatzfragen und Projekten.

Die faire Verteilung von
Lebenschancen sieht Iris
Todtenberg als zentrale Frage
unserer Gesellschaft an – und
Bildung als einen der wesent -
lichen Schlüssel für deren Reali -
sierung. Ihr Augenmerk gilt
 deshalb sowohl den Zukunfts -
chancen junger Menschen durch
den Zugang zu Kita, Schule,
Ausbildung und Studium als
auch den Entwicklungs- und
Erwerbsmöglichkeiten aller
durch lebensbegleitendes
Lernen. Iris weiß, wovon sie
spricht: Nach einer Berufsaus -
bildung, in der sie sich auch in
der JAV engagierte, entschied sie
sich noch für ein Studium auf
dem „zweiten Bildungsweg“. Zu
hoffen bleibt, dass Iris bei all
ihrem Einsatz für ver.di noch Zeit
bleibt, um die Spiele ihres
Lieblingsvereins zu verfolgen –
gerade jetzt, wo St. Pauli wieder
in der 1. Liga mitkickt. b

Birthe Haak

Iris Todtenberg

P O R T R Ä T

B l i c k  von  außen  und  nach  i nnen
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Die Politologin Iris Löhrmann leitet den
Bereich berufsorientierte wissenschaftliche
Weiterbildung an der TU Berlin
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Coupon bitte abtrennen und im Briefumschlag schicken an: 
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft . Fachbereich 5 . Bildung, Wissenschaft und Forschung . Paula-Thiede-Ufer 10 . 10179 Berlin
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